
 

Fon (0395) 42 55 910 
Fax (0395) 42 55 920 

info@baukonzept-nb.de 
www.baukonzept-nb.de 

 
 
 
 

Gemeinde Lohmen 
 
 

          Bebauungsplan Nr. 14  
 „Solarenergieprojekt Lohmen“ 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Begründung 
 

 September 2023 
 

 
 



S e i t e  | 2 

 

 

Bearbeitungsstand: September 2023        Bebauungsplan Nr. 14   
                                                                                                „Solarenergieprojekt Lohmen“ 

  Begründung                                                                                                                                        

INHALTSVERZEICHNIS 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS 3 

2. GRUNDLAGEN DER PLANUNG 5 

2.1 Rechtsgrundlagen 5 

2.2 Planungsgrundlagen 5 

3. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 5 

4. BESCHAFFENHEIT DES PLANGEBIETES 6 

5. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 7 

6. INHALT DES BEBAUUNGSPLANS 14 

6.1 Städtebauliches Konzept 14 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 17 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur  

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 19 

6.4 Örtliche Bauvorschriften 21 

6.5 Umweltprüfung 21 

6.6 Verkehrskonzept 23 

7. IMMISSIONSSCHUTZ 24 

8. WIRTSCHAFTLICHE INFRASTRUKTUR 25 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 25 

8.2 Gewässer 25 

8.3 Boden 26 

8.4 Telekommunikation 27 

8.5 Abfallrecht 27 

8.6 Brandschutz 28 

9. DENKMALSCHUTZ 30 

9.1 Baudenkmale 30 

9.2 Bodendenkmale 30 

10. EINGRIFFS- UND AUSGLEICHSBILANZIERUNG 31 



S e i t e  | 3 

 

 

Bearbeitungsstand: September 2023        Bebauungsplan Nr. 14   
                                                                                                „Solarenergieprojekt Lohmen“ 

  Begründung                                                                                                                                        

1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass  

Mit Antrag vom 09.06.2020 hat die UKA Nord Projektentwicklung GmbH & Co. 

KG (nachfolgend Vorhabenträger) bei der Gemeinde Lohmen gemäß § 12 Abs. 2 

BauGB beantragt, ein Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans einzuleiten. Das Verfahren wird in der Folge als Angebotsplanung 

gemäß § 8 Abs. 4 BauGB unter der Bezeichnung Bebauungsplan Nr. 14 „Solar-

energieprojekt Lohmen“ weitergeführt. 

Das mit dem Bebauungsplan angestrebte Vorhaben verfolgt das Ziel, eine groß-

flächige Freiflächen-Photovoltaikanlage mit einer Gesamtleistung von ca. 40 MWp 

als richtungsweisendes Projekt, das durch die Umsetzung eines Ziel-

Abweichungs-Verfahrens von den Standortvorgaben des Landesraumentwick-

lungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 2016 (LEP M-V 16) abweichen kann, 

zu errichten und zu betreiben. Zudem strebt die vorgelegte Planung mit wissen-

schaftlichem Ansatz, neue Erkenntnisse zum Pflanzenanbau auf ertragsarmen 

Böden bei gleichzeitiger Photovoltaik-Nutzung an. Im Rahmen eines der Gesamt-

anlage untergeordneten Agri-Photovoltaik-Teils findet mit der Forschungsge-

meinschaft IBZ Innovations- und Bildungszentrum Hohen Luckow die Anbauer-

probung von hochwertigen Sonderkulturen, speziell Heilpflanzen unter diesen 

Bedingungen statt. 

Der Beschlussfassung des Landtages M-V mit der Drucksache 7/6169 folgend, 

beantragt die Gemeinde Lohmen im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens 

die landesplanerische Zulassung des o. g. Vorhabens unter Einhaltung der durch 

die Landesregierung beschlossenen verbindlichen Anforderungen. Der Antrag auf 

Zielabweichung wurde im September 2021 durch die Gemeinde eingereicht und 

mit Bescheid vom 04.10.2022 genehmigt. 

In Kooperation mit dem örtlichen Landwirt werden dazu Flächen bereitgestellt, 

die durch ein geringes landwirtschaftliches Ertragsvermögen gekennzeichnet 

sind. Im Rahmen der Diversifizierung der Landwirtschaft bietet sich mit dem 

Vorhaben die Möglichkeit, dass auf den einbezogenen Flächen Energie erzeugt 

wird und nach der Nutzungsaufgabe des Solarparks weiterhin eine landwirt-

schaftliche Nutzung möglich ist. 

Auch zukünftig werden sich klimatische Extreme vermehrt auf die Produktivität 

dieser Flächen auswirken. Es ist also naheliegend, dass minderwertige Teilflächen 

befristet aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung ausgegliedert werden, um 

durch die damit generierten Pachterlöse eine gute wirtschaftlich Basis für eine 

fachgerechte Landwirtschaft auf dazu besser geeigneten Flächen abzusichern. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht werden sich diese Flächen trotz oder gerade we-

gen der geplanten Zwischennutzung für großflächige Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen zu einem temporären Rückzugsraum für zahlreiche Insektenarten, 

Kleinsäuger und die Avifauna entwickeln. Mit dieser Zwischennutzung werden die 

für die Intensivlandwirtschaft typischen Nutzungserscheinungen, wie Düngung, 

der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder eine regelmäßige mechanische Bo-

denbearbeitung nicht stattfinden. Durch die fehlenden schädlichen Einträge von 

Düngemitteln und den damit einhergehenden Durchsatz von Düngemitteln in das 
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Ökosystem des angrenzenden Lohmener Sees wird sowohl der Erholungswert für 

die Bürger und der Tourismus verstärkt. 

Aus diesen oben angeführten Gründen stimmte die Gemeinde Lohmen diesem 

Antrag des Investors zu und beschloss am 28.07.2020 die Aufstellung des vor-

habenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5 „Solarenergieprojekt Lohmen“.  

Der Vorhabenträger verpflichtete sich im Rahmen einer vorliegenden Kosten-

übernahmeerklärung bereits zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie 

zur Vorlage und Abstimmung eines Durchführungsvertrages mit der Gemeinde 

gemäß § 12 BauGB. Im Rahmen der Verfahrensänderung in eine Angebotspla-

nung gemäß § 8 Abs. 4 BauGB wird nunmehr ein städtebaulicher Vertrag zwi-

schen dem Vorhabenträger und der Gemeinde geschlossen, welcher die Über-

nahme sämtlicher Kosten durch den Vorhabenträger regelt. Negative finanzielle 

Auswirkungen sind für die Gemeinde damit nicht zu erwarten.  
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2. Grundlagen der Planung   

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21 

November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 

2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kom-

munalverfassung - KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 

(GVOBl. M-V 2011, S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 23. Juli 2019 (GVOBl. M-V S. 467) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 

2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 

(BGBl. I S. 1362, 1436) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG 

M-V) Zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 

(GVOBl. M-V S. 221, 228)  

o Hauptsatzung der Gemeinde Lohmen in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

Amtliches Liegenschaftskataster, sowie Geodaten des Landesamtes für innere 

Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, Amt für Geoinformation, Vermessungs- 

und Katasterwesen, Lübecker Str. 289, 19059 Schwerin von 2020 

Lagebezugssystem: ETRS89, UTM 33N, EPSG-Code 25833  

Höhenbezug DHHN2016 

Modulbelegungsplan des Vorhabenträgers mit Stand August 2023.  

 

3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Plan im Maßstab 

1:2.500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von ca. 50 ha. Der Planungs-

raum erstreckt sich nordöstlich von Lohmen, auf das Flurstück 111 der Flur 1 in 

der Gemarkung Lohmen. 
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4. Beschaffenheit des Plangebietes 

Die Erschließung des Vorhabenstandortes erfolgt durch eine bestehende Zufahrt 

die in Verlängerung der Gemeindestraße „Am Anger“ südwestlich an den Pla-

nungsraum anschließt.  

Der Vorhabenstandort umfasst Ackerflächen, die als solche intensiv landwirt-

schaftlich bewirtschaftet werden. Die hier vorhandenen Sandböden sind durch 

ein niedriges natürliches Ertragspotential und somit geringem landwirtschaftli-

chen Produktionsvermögen, ein geringes Speichervermögen und gute Versicke-

rungseigenschaften gekennzeichnet. 

Als nächstgelegene Siedlungsstruktur befindet sich die bewohnte Ortslage Loh-

men etwa 200 m südwestlich des Planungsraumes. Ca. 100 m weit entfernt im 

Osten liegt ein einzelnes Wohnhaus, dessen Grundstück durch Gehölze eingefasst 

wird. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird südlich und westlich durch Wald-

flächen eingefasst. Die östliche Grenze des Planungsraumes bildet ein deutlich 

tiefer liegender Graben, der in den Suckwitzer See mündet. Im Norden und Os-

ten schließen sich intensiv genutzte Ackerflächen an.  

Nationale oder europäische Schutzgebiete werden nicht überplant. Nordöstlich an 

den Planungsraum schließt ein naturnahes Feldgehölz an, welches als ein gesetz-

lich geschütztes Biotop festgesetzt ist. Westlich außerhalb des Planungsraumes 

befindet sich der Lohmer See, dessen Uferzone als gesetzlich geschütztes Biotop 

„Feuchtbiotopkomplex nördlich Lohmener See“ festgesetzt ist.   

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet LSG_048a „Dobbertiner Seenland-

schaft und mittleres Mildenitztal-Landkreis Güstrow (jetzt Lkrs. Rostock)“ befin-

det sich ca. 650 m südwestlich des Planungsraumes, die nächstliegenden FFH- 

und europäischen Vogelschutzgebiete DE 2338-304 „Mildenitztal mit Zuflüssen 

und verbundenen Seen“ und DE 2339-402 „Nossentiner/Schwinzer Heide“ ca. 

450 m östlich. 
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5. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 

und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Lohmen ergeben sich die 

Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus fol-

genden Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. 

Dezember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 Ab-

satz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. l S. 2808) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. 

Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 18. Mai 2016 (GVOBl. M-V S. 258) 

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm 

Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 15. Juni 2011 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen 

und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist 

§ 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 

und Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurtei-

len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplan-

ten Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorher-

sehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeut-

samkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn in-

folge der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über 

den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum-

beeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneu-

erbaren Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) 

LEP M-V 2016 soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und um-

weltverträgliche Energieversorgung bereitgestellt werden. Der Anteil er-

neuerbarer Energien soll dabei stetig wachsen. 

Im Programmsatz 5.3 (2) soll zum Schutz des Klimas und der Umwelt 

der Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhaus-

gasemissionen so weit wie möglich zu reduzieren. Weitere Reduzierungen 

von Treibhausgasemissionen sollen insbesondere durch Festlegung von 

Maßnahmen  

– zur Energieeinsparung,  

– der Erhöhung der Energieeffizienz,  
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– der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale z. B. durch Nutzung 

der Geothermie sowie  

– der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen Klima- und Umwelt-

schutz in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommu-

nalen Planungen  

erreicht werden.  

Gemäß 5.3 (9) sollen Freiflächenphotovoltaikanlagen effizient und flächen-

sparend errichtet werden.  

Das im zweiten Absatz genannte Ziel, nur einen maximal 110 m breiten 

Streifen landwirtschaftlich genutzter Flächen beiderseits von Autobahnen, 

Bundesstraßen und Schienenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen zu 

nutzen wird im Antrag auf Zielabweichung gesondert behandelt. 

Hinsichtlich der Solarenergie sind in der Planungsregion Mittleres Mecklen-

burg/Rostock keine zusätzlichen textlichen Vorgaben in dem dort gelten-

den Regionalen Raumentwicklungsprogramm (RREP MM/R) zu beachten. 

Grundsätzlich ergibt sich auch aus dem RREP MM/R ein Bekenntnis zum 

weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien gemäß des LEP MV 2016.  

Dem kann die Gemeinde Lohmen mit der vorliegenden Planung Rechnung 

tragen.  

In der Festlegungskarte des RREP MM/R wird der Planungsraum als Vorbe-

haltsgebiet Landwirtschaft und Tourismus Schwerpunktraum und im LEP 

M-V als Vorbehaltsgebiet Tourismus dargestellt. Entsprechend ist eine Prü-

fung des Einzelfalls für die Belange der Landwirtschaft und des Tou-

rismus erforderlich.  
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Für den Tourismus hatten diese Flächen in der Vergangenheit aufgrund 

der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung keine hervorgehobene Bedeu-

tung. Durch die Herausnahme aus der intensiven Landwirtschaft wird eine 

positive Wirkung auf die umliegenden Gewässer und somit auf den Erho-

lungswert in der Gemeinde erreicht. Im direkten Grenzbereich des Gel-

tungsraumes fließt ein Bach, der einen direkten Zufluss zu dem Suckwitzer 

und dem Breeser See bildet.  

Ebenso ist der Lohmer See durch seine nahe und tiefe Lage im Westen des 

Planungsraumes momentan durch die Einträge der Dünge- und Pestizid-

mittel negativ durch die landwirtschaftliche Nutzung beeinflusst.  

Diese drei Seen sind sowohl naturschutzrechtlich als auch raumordnerisch 

geschützt. Durch die positiven Auswirkungen auf den Naturhaushalt durch 

das Ausbleiben der Einträge der intensiven Landwirtschaft in die umlie-

genden Gewässer wird zusätzlich der sanfte Tourismus gefördert. 

Während der gesamten Betriebsdauer des Solarparks ist das erforderliche 

Mindestmaß an landwirtschaftlicher Tätigkeit weder in Richtung Ackerbau 

noch Grünlandnutzung gegeben.   

Mit Verweis auf die geplante Befristung des Vorhabens werden die Belange 

der Landwirtschaft in der Abwägung der Gemeinde Lohmen beachtet.  

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige 

Ausformung einer bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwirt-

schaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier zur Erzeugung solarer 

Abbildung 1 Kartenausschnitt des RREP MM/R 

Planungs-
raum 
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Strahlungsenergie im Sinne des allgemeinen Klimaschutzes) in Einklang 

gebracht werden kann.  

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung 

des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 30 

Jahren befristet werden. Nach dem Rückbau des Solarparks ist eine land-

wirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich.  

Entsprechende verbindliche Regelungen dazu beinhaltet die Festsetzungs-

systematik des Bebauungsplans. Als Folgenutzung wurde Fläche für die 

Landwirtschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB mit der Zweckbestim-

mung Intensivacker festgesetzt. Somit wird dem Grundsatz gemäß 5.4 (1) 

RREP MM/R landwirtschaftliche Flächen bei raumbedeutsamen Planungen 

in ihrer Qualität und Eignung zu erhalten entsprochen.  

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die betroffenen Flächen ohne 

ackerbauliche Nutzung nicht zwangsläufig dem Dauergrünlanderhaltungs-

gesetz zuzuordnen sind. 

Eine automatische Umwandlung einer Fläche in Dauergrünland ist vorlie-

gend nicht zu befürchten, denn die Pflugregelung aus § 2a DirektZahl-

DurchfV ist wie auch die VO 1307/20013 auf die befristet festgesetzte Be-

triebsfläche eines Solarparks nicht anwendbar.  

Es kann und soll nach vollständigem Rückbau des Solarparks die Rückum-

wandlung des befristeten sonstigen Sondergebietes zu Ackerland unter 

Beachtung der dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen. Es findet also 

kein dauerhafter Entzug landwirtschaftlicher Produktionsfläche statt.  

Für den jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb und den Flächeneigentümer 

als Partner der oben beschriebenen Investitionsabsichten besteht für den 

Zeitraum der Betriebsdauer des Solarparks aufgrund der zu erwartenden 

Pachteinnahmen die Zusicherung regelmäßiger Einkünfte als Ausgleich für 

nicht kalkulierbare Ernteeinbußen oder Ausfälle durch klimatische Einflüs-

se. Das Projekt trägt also im besonderen Maße zur Existenzsicherung von 

landwirtschaftlichen Betrieben innerhalb des Gemeindegebietes für die 

nächsten 30 Jahre bei.  

In dem Grundsatz 5.3 (2) LEP M-V werden landwirtschaftlichen Flächen, 

neben der reinen landwirtschaftlichen Produktion, weitere Aufgaben zuge-

sprochen die unterstützt und gefördert werden sollen. Auf Teilflächen des 

Vorhabens wird eine landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Photovol-

taikmodulen weiterhin durch eine Agri-PV-Nutzung ermöglicht.  

Zudem soll gemäß des 5. Grundsatzes des RREP MM/R 5.4 eine Verbesse-

rung des Wasserhaushaltes geschaffen werden. Durch die befristete Um-

nutzung des Planungsraumes zur Gewinnung erneuerbarer Energie auf Ba-

sis solarer Strahlungsenergie wird der Wasserhaushalt innerhalb des Gel-

tungsbereiches und in den umliegenden Gewässern, deren Einzugsgebiete 

sich unter anderem im Geltungsbereich befinden, positiv beeinflusst. 
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Sollte das Vorhaben nicht umgesetzt werden können, sind Nachteile für 

die landwirtschaftliche Betriebsführung und für die Erreichung der bundes-

politischen Zielstellungen zur Erzeugung erneuerbarer Energien zu erwar-

ten.  

Bis zum Jahr 2050 soll der gesamte Bruttostromverbrauch in Deutschland 

aus Erneuerbarer Energien gewonnen werden.  

Richtschnur der deutschen und europäischen Energiepolitik ist das ener-

giepolitische Zieldreieck aus Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und 

Umweltverträglichkeit. 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens ist mit dem Verordnungsgeber ero-

iert worden, ob und wie weit die Vorgaben des Ziel-Abweichungs-

Verfahrens (ZAV) von großflächigen Freiflächen-Photovoltaikanlagen ab-

seits der bisherigen EEG-Förderkulisse im Sinne des Ziels LEP M-V 2016 Z 

5.3 (9) als verbindliche Zielvorgabe erfüllt wurden, um die übergeordneten 

bundespolitischen Zielstellungen für eine Steigerung des Anteiles an er-

neuerbaren Energien zu erreichen. 

Mit dem ZAV wird auf die Notwendigkeit reagiert, neue Standortmöglich-

keiten für Freiflächen-Photovoltaikanlagen auch außerhalb der in den Zie-

len des LEP M-V 2016 abschließenden Festsetzungen, innerhalb eines 110 

m breiten Korridors beidseitig von Schienen-, Autobahn- und Bundesstra-

ßentrassen, zu ermöglichen. Dadurch wird eine zeitaufwändige Fortschrei-

bung des LEP M-V 2016, dass über eine Laufzeit von ca. 10 Jahren geplant 

wird, vermieden und ein Instrument geschaffen, dass innovative und ge-

meinnützige Projekte fördert und den Ausbau der erneuerbaren Energien 

ermöglicht.  

In diesem Zusammenhang ist eine pauschale Entscheidung für die Zuläs-

sigkeit von Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flä-

chen nicht gegeben, sondern an strenge Regularien gebunden, die den 

Ausbau gezielt regional steuern.  

Um das ZAV zu erfüllen, müssen verschiedene Voraussetzungen obligatori-

scher und fakultativer Kriterien erfüllt werden. Auf die einzelnen getroffe-

nen Maßnahmen, deren Umsetzung und positive Auswirkungen auf die Na-

tur und die Gemeinde, die die Erfüllung der ZAV herbeiführen, wurde in 

einem gesonderten Antrag detailliert eingegangen. 

Die mit der vorliegenden Planung gewählte Flächenkulisse erfüllt die ange-

führten Kriterien und fördert zusätzlich Innovationen und die Entwicklung 

der Gemeinde Lohmen und im ländlichen Raum. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit Meck-

lenburg-Vorpommern hat mit Bescheid vom 04.10.2022 (Az. VIII-509-

00000-2013/001-016) den Antrag der Gemeinde Lohmen auf Zielabwei-

chung gem. § 6 Abs. 2 ROG vom Ziel der Raumordnung 5.3 (9) des Lan-

desraumentwicklungsprogramms M-V genehmigt.  
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Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-

gramm einer Gemeinde. Beispielsweise bildet der Flächennutzungsplan 

den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 

Abs. 2 S. 1 BauGB bestimmt ist. Die Gemeinde Lohmen verfügt über kei-

nen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan.  

Demnach ist für die Umsetzung des Bebauungsplans keine Angleichung 

des Flächennutzungsplans möglich und nötig. Die grundlegende Absicht 

der Gemeinde einen Flächennutzungsplan aufzustellen, ist davon unbe-

rührt. 

Demgegenüber erfordert die geordnete städtebauliche Entwicklung, dass 

für das o. g. Vorhaben die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaf-

fen werden. Diese erfolgen durch einen vorzeitigen Bebauungsplan. Er 

kann aufgestellt werden, wenn dringende Gründe es erfordern und der ge-

planten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebietes nicht entge-

genstehen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient unter anderem dazu, die Errich-

tung und den Betrieb von Energieerzeugungsanlagen auf der Basis solarer 

Strahlungsenergie planungsrechtlich zu ermöglichen. Die zeitnahe Errich-

tung und der Betrieb der geplanten Anlagen liegen im besonderen Interes-

se der Gemeinde Lohmen. 

Durch eine Verzögerung der Aufstellung des Bebauungsplans wäre die zü-

gige Verwirklichung, der auch im öffentlichen Interesse der Gemeinde lie-

genden Investitionsentscheidung, in Frage gestellt.  

Der Gemeinde entstünde durch die Nichtaufstellung des vorzeitigen Be-

bauungsplans der Nachteil, dass die Vorhabenträgerin dann die Investition 

an einem anderen Standort realisieren wird. Sie hat deutlich gemacht, 

dass sie auf eine zeitnahe Umsetzung des Vorhabens angewiesen ist. Aus 

gewerbesteuerlicher Sicht ist darüber hinaus zu begrüßen, dass die durch 

das Vorhaben anfallenden Gewinne mit einem Anteil  von 90 % in der Ge-

meinde Lohmen der Gewerbesteuer zu unterwerfen sind. 

Für die Bereitstellung einer Fläche des Sonstigen Sondergebiets spricht 

zudem, dass hierfür auch unter übergeordneten Gesichtspunkten ein Be-

darf besteht.  

Eine zeitnahe Realisierung des mit dem Bebauungsplan vorgesehenen Vor-

habens ist angesichts der Zielstellung des Gesetzes über den Vorrang Er-

neuerbarer Energien (EEG) geboten.  

Für die Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplans spricht neben dem Be-

darf an Standortflächen für Erneuerbare Energien im Gemeindegebiet, 

dass für den geplanten Solarpark ein dringendes öffentliches Interesse be-

steht. Es sind demnach erhebliche Nachteile zu befürchten, würde die Ge-

meinde nicht nach Maßgabe des § 8 Abs. 4 BauGB handeln. 
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Der Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans stehen ferner auch kei-

ne anderweitigen Entwicklungsabsichten der Gemeinde Lohmen entgegen.  

Die Rechtsprechung verlangt insoweit  

„eine gewisse Einbettung des vorzeitigen Bebauungsplans in die zum Zeit-

punkt seiner Aufstellung vorhandenen Vorstellungen der Gemeinde von 

ihrer städtebaulichen Entwicklung“ (VGH München, U. v. 15.01.1997 – 26 

N 96.2907 – juris, Rn. 18). 

Dies ist vorliegend nicht zweifelhaft.  

Für das Plangebiet und seine Umgebung liegen keine konkreten Planungs- 

und Entwicklungsabsichten der Gemeinde Lohmen vor, die einer Verwirkli-

chung des auf dem Plangebiet beabsichtigten Vorhabens entgegenstünden.  

Aufgrund der geringfügigen Plangebietsgröße im Verhältnis zur Gesamt-

gemeindefläche ist der vorliegende Bebauungsplan nicht in der Lage, den 

städtebaulichen bzw. planungsrechtlichen Koordinierungs- und Steue-

rungsbedarf der Gemeinde Lohmen abzudecken. 

 

Waldabstand 

Gemäß § 20 Abs. 1 LWaldG M-V ist zur Sicherung vor Gefahren durch 

Windwurf oder Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Ab-

stand von 30 Metern zum Wald einzuhalten. 

Dieser Abstand wird in der vorliegenden Planung zu den angrenzenden 

Wäldern eingehalten. Die Errichtung baulicher Anlagen innerhalb des 

Waldabstandes ist mit der vorliegenden Planung nicht vorgesehen. 
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6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplans ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß den in  

§ 1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu gewährleisten. Zur 

Gewährleistung einer städtebaulichen Ordnung und zur gestalterischen Einfluss-

nahme, im Sinne der baulichen Verdichtung, ist es erforderlich, diese Forderun-

gen über einen Bebauungsplan festzusetzen.  

Das städtebauliche Konzept ist auf die Erzeugung erneuerbarer Energien (hier 

solare Strahlungsenergie) ausgelegt. Dabei wird in 2 unterschiedlich genutzte 

Planteile unterschieden.  

Planteil 1 umfasst die innovative Idee aus dem Bereich der Agri-Photovoltaik 

(Agri-PV). Aus diesem Grund wurde hier ein sonstiges Sondergebiet „Agri-PV“ 

festgesetzt, sodass etwa 80 % der in diesem Sondergebiet genutzten Fläche für 

die landwirtschaftliche Produktion genutzt werden können. Die Photovoltaikmo-

dule sind einachsig innerhalb der Nord-Süd-Achse nachführend, folgen also der 

optimalen Ausrichtung zur Sonne. Der Planteil 1 umfasst eine deutlich kleinere 

Fläche des Plangebietes mit einer Größe von ca. 2,90 ha.  

Im wesentlich umfangreicheren Abschnitt des Geltungsbereiches, Planteil 2 auf 

einer ca. 32,56 ha großen Fläche, wird eine klassische „Energiegewinnung auf 

der Basis solarer Strahlungsenergie“ festgesetzt. Hier werden die Photovoltaik-

module auf festen Modultischen montiert und sind in einem festgelegten Winkel 

angebracht. Die dafür genutzte Fläche entspricht 70 % dieses Planteils. 

Der Planungsraum liegt im Nordosten der Ortslage Lohmen und ist optisch durch 

Waldflächen von dieser abgrenzt. Diese rahmen den Westen und den Süden des 

Geltungsbereiches ein. Im Osten der momentan intensiv landwirtschaftlich ge-

nutzten Fläche verläuft die Landesstraße L17 zwischen Lohmen und Zehna. Im 

Nordosten grenzt eine weitere Ackerfläche an.  

Im Westen der angrenzenden Waldflächen befindet sich der Lohmer See. Im öst-

lichen Grenzbereich verläuft ein Graben, der in den Suckwitzer See mündet. Bei-

de Gewässer sind als gesetzlich geschützte Biotope definiert. Weitere gesetzlich 

geschützte Biotope in Form eines Feldgehölzes und einer Baumgruppe bestehend 

aus Erlen liegen im Nordosten außerhalb des Geltungsbereiches.  

Im Osten befindet sich ein einzelnes Wohngebäude, dessen Grundstück von ei-

nem Gehölzbestand eingefasst ist.  

Der Planungsraum befindet sich auf einer Anhöhe, dessen höchster Punkt sich ca. 

14 m oberhalb der beiden nächstliegenden Gewässer außerhalb des Planungs-

raumes befindet. Der Geltungsbereich selbst ist reliefiert und fällt von der Mitte 

aus stark nach Osten zum Graben hin ab.  

Im Norden und Süden befinden sich innerhalb des Geltungsbereiches Flächen des 

umliegenden Forstbestandes die als solche festgesetzt werden.  
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Im gesamten Planungsraum wird ein breiter Abstand zwischen der Baugrenze 

und den Waldflächen festgesetzt, um negative Beeinträchtigungen beidseitig zu 

verhindern. Ebenso wird eine Freihaltetrasse zwischen Baugrenze und Graben 

eingehalten.  

Die Einsehbarkeit des Planungsraumes von den nächstliegenden Wohnbebauun-

gen wird durch bestehende Gehölze verhindert. Zusätzlich werden die bestehen-

den Gehölzlücken im Osten in Sichtbeziehung zu der Landstraße aufgefüllt. 

Die Erschließung erfolgt über eine bestehende Einfahrt südwestlich, ausgehend 

von der Gemeindestraße „Am Anger“, westlich entlang der Waldfläche nach 

Nordosten an die Baugrenze anschließend.  

Das Gemeindegebiet Lohmens ist geprägt durch eine reichhaltige Schutz-

gebietskulisse. So grenzen im Westen direkt das Landschaftsschutzgebiet 

Dobbertiner Seenlandschaft und mittleres Mildenitztal und der Naturpark 

Sternberger Land an. Der Lohmer See im Norden ist durch ein Vogel-

schutzgebiet charakterisiert und westlich befindet sich das Naturschutzge-

biet Breeser See (siehe: Abb. 2). Im Rahmen einer Standortprüfung konn-

te lediglich ein weiterer Standort im Gemeindegebiet eruiert werden, wel-

cher aufgrund einer möglichen Überplanung mit ca. 40 ha in Frage hätte 

kommen können (siehe: Abb. 3). Diese aus mehreren Flurstücken beste-

hende Fläche schließt direkt südlich an den Siedlungskörper des Ortes 

Lohmen an, was direkt zu immissionsrechtlichen Bedenken hinsichtlich zu 

erwartender Blendwirkungen führte. Zudem befinden sich auf der Fläche 

selbst mehrere kleine Biotope, deren Verlust nicht in Kauf genommen wer-

den sollte und in der Folge eine Bebaubarkeit der Fläche als solches nur 

eingeschränkt gegeben gewesen wäre. Darüber hinaus bestanden auf Sei-

ten der Gemeinde Lohmen Bedenken aufgrund einer auf der Fläche betrie-

benen Biogasanlage. Weiterhin befindet sich der Standort in direkter 

Grenzlage zum Landschaftsschutzgebiet Dobbertiner Seenlandschaft und 

mittleres Mildenitztal und zum Naturpark Sternberger Land, wodurch auch 

hier negative Auswirkungen auf die in diesen Schutzgebieten gesicherte 

Schutzgüter erwartet und Einschränkungen hinsichtlich touristischer Be-

lange befürchtet wurden. Im Ergebnis der Standortprüfung wird der aktu-

elle Planstandort unter Einbeziehung aller Faktoren als optimal betrachtet. 
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Abbildung 2 Gebietskulisse der Gemeinde Lohmen 
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Abbildung 3 Alternativstandort im Süden der Ortslage Lohmen 

 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Etwa 32,2 ha des insgesamt 50 ha umfassenden Plangebietes sind im Entwurf als 

sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) ausgewie-

sen. Als weiteres Sondergebiet wird eine ca. 2,9 ha große Fläche als Sonderge-

biet „Agri-PV“ (SO Agri-PV) festgesetzt. Die Photovoltaikanlagen werden aus-

schließlich im Bereich der durch die Baugrenze eingefassten sonstigen Sonderge-

bietsflächen errichtet.  

Dazu sind im Vorfeld der Installation der Solarmodule keine Erdarbeiten zur Re-

gulierung des Geländes erforderlich. 

Bei der Festsetzungssystematik wurde im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB be-

rücksichtigt, dass nach der Nutzungsdauer von 30 Jahren als sonstige Sonderge-

biete eine Folgenutzung für die Landwirtschaft festgesetzt wird und der Rückbau 

der Solaranlagen erfolgt. Während dieser Nutzungsdauer ist eine Pflege der Be-

triebsfläche des Solarparks weiterhin zum Beispiel durch Beweidung oder Mahd 

möglich. 

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage auf in den 

Boden gerammten Stützen in Reihen mit einem Abstand von etwa ein bis 6 Me-

tern aufgestellt. Die Unterkonstruktionen bestehen aus verzinktem Stahl. Die 

Tische sind nach Süden ausgerichtet.  
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Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an 

die Wechselrichter angeschlossen werden.  

Die Gemeinde nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete gemäß § 

11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der Nutzung wird 

durch die Definition der Baugebiete nach § 2 bis 10 BauNVO nicht gedeckt. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die 

Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet 

sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den 

nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen.  

Im Sondergebiet EBS und im Sondergebiet Agri-PV werden 70 % der Sonderge-

bietsfläche von den Modultischen überstanden und aufgrund der Verschattungs-

wirkung eine Freihaltefläche von 30 % erforderlich, um eine optimale Energie-

ausbeute erzielen zu können. Entsprechend wurde eine Grundflächenzahl von 

0,70 festgesetzt. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute Fläche 

nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne des Minimie-

rungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Boden wurde durch 

den Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, die die maßgebenden Bodenfunktio-

nen auch unterhalb der Modultische weitestgehend nicht gefährdet.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil der 

Vorhabengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nut-

zung realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil die 

Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über dem anstehenden Gelände zur Be-

stimmung des Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von 

unnötigen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung 

Teil A festgesetzt wird.  

Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeitigen Pla-

nungen des Vorhabenträgers für das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung 

auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) eine maximale Höhe von 5,00 

m über Geländeoberkante nicht überschritten. Bauliche Anlagen im sonstigen 

Sondergebiet „Agri-PV“ (SO Agri P-V) dürfen eine Höhe von 9,00 m nicht über-

schreiten. Als unterer Bezugspunkt dient das anstehende Gelände. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht Ge-

genstand der Regelungsabsicht der Gemeinde Lohmen. 

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strah-

lungsenergie“ (SO EBS) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO der Errichtung 

und dem Betrieb von großflächigen Photovoltaikanlagen. Zulässig sind ins-

besondere Modultische mit Solarmodulen sowie die für den Betrieb erfor-

http://de.wikipedia.org/wiki/Baugrundst%C3%BCck
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derlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Wechselrichterstationen, Verka-

belungen, Wartungsflächen, Fahrwege und Zäune. Die Betriebsdauer der 

großflächigen Photovoltaikanlagen ist auf 30 Jahre befristet (Befristung 

gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

2. Das sonstige Sondergebiet „Agri-PV“ (SO Agri-PV) dient gemäß § 11 Ab-

satz 2 BauNVO der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen, 

schwenkbaren Photovoltaikanlagen sowie dem Anbau von hochwertigen 

Sonderkulturen, speziell Heilpflanzen, im Erprobungsbetrieb. Zulässig sind 

insbesondere Modulständerwerke mit Solarmodulen sowie die für den Be-

trieb erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Wechselrichterstatio-

nen, Verkabelungen, Wartungsflächen, Fahrwege und Zäune. Die Be-

triebsdauer der großflächigen Photovoltaikanlagen ist auf 30 Jahre befris-

tet (Befristung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

3. Nach Beendigung der Betriebsdauer sind die innerhalb der sonstigen Son-

dergebiete „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ 

und „Agri-PV“ vorhandenen Modultische mit Solarmodulen sowie die für 

den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Transformatorenstationen, Anla-

gen für die Energiespeicherung und -verarbeitung, Umspannstationen, 

Wechselrichterstationen und Zaunanlagen vollständig zu entfernen.  

4. Als Folgenutzung wird für die sonstigen Sondergebiete „Energiegewinnung 

auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ und „Agri-PV“ eine Fläche für die 

Landwirtschaft im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festgesetzt. (Folge-

nutzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

5. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Ener-

giegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) und für 

das sonstige Sondergebiet „Agri-PV“ (SO Agri-PV) auf 0,70 begrenzt. 

6. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird für das sonstige Sondergebiet 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) auf 

5,00 m begrenzt. Für das sonstige Sondergebiet „Agri-PV“ (SO Agri-PV) 

wird eine maximale Höhe baulicher Anlagen von 9,00 m festgesetzt. Ne-

benanlagen, wie Kameramasten und Blitzschutzanlagen, dürfen abwei-

chend eine maximale Gesamthöhe von 10,00 m aufweisen. Als unterer Be-

zugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über NHN des amtlichen 

Höhenbezugssystems DHHN 2016. Der obere Bezugspunkt ist die Ober-

kante der baulichen Anlage. 

 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur           

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Der 30 m breite Streifen zwischen der Baugrenze und dem Gehölzrand der Wald-

flächen bleibt unverbaut und wird als Kompensationsfläche festgesetzt. Dieser 

wird durch spontane Begrünung oder Initialsaat mit regionaltypischem Saatgut in 

extensives Grünland umgewandelt. Es erfolgt eine dauerhafte naturschutzge-

rechte Nutzung der Fläche als extensive Mähwiese.  
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Dauerhaft untersagt ist der Umbruch, die Nachsaat und der Behandlung der Flä-

che mit Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. Das Walzen und Schleppen ist im 

Zeitraum vom 1. März bis 15. September untersagt.  

Zur Entwicklung der Fläche wird ein Pflegemanagement angestrebt, welches in 

den ersten fünf Jahren eine zweimal jährliche Aushagerungsmahd zwischen dem 

1. Juli und dem 30. Oktober mit Abfuhr des Mähgutes vorsieht. Bei vermehrtem 

Auftreten des Jakobs-Kreuzkrautes werden mit der unteren Naturschutzbehörde 

frühere Mahdtermine vereinbart und durchgeführt.  

Zur Unterhaltungspflege wird festgelegt, dass höchstens einmal jährlich, aber 

mindestens alle drei Jahre eine Mahd mit Abfuhr des Mähgutes durchgeführt 

wird. Die Mahd dieser Fläche ist unter Berücksichtigung avifaunistischer Anforde-

rungen und den speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 

15. Juli eines Jahres zulässig, bei einer Mahdhöhe von 10 cm über Geländeober-

kante. Die Mahd hat mit dem Messerbalken zu erfolgen. 

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen im sonstigen 

Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ 

(SO EBS) durch die Einsaat von standortheimischem Saatgut oder durch 

Selbstbegrünung als Extensivgrünland zu entwickeln. Die Mahd dieser Flä-

chen ist unter Berücksichtigung avifaunistischer Anforderungen und den 

speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 15. Juli ei-

nes Jahres zulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist 

unzulässig. 

2. Die mit A gekennzeichnete Fläche ist durch spontane Begrünung oder per 

Initialsaat mit regionaltypischem Saatgut (auf bis zu 50 % der Maßnah-

menfläche) in eine dauerhafte extensive Mähwiese umzuwandeln. Die Her-

stellung der Ausgleichsfläche „A“ erfolgt mit Fertigstellung des Bauvorha-

bens. Auf der Fläche ist dauerhaft kein Umbruch, keine Nachsaat, kein 

Einsatz von Düngemitteln oder PSM gestattet. Ein Walzen und Schleppen 

darf nicht im Zeitraum 1. März bis zum 15. September erfolgen. Die Ent-

wicklungspflege durch Aushagerungsmahd erfolgt im 1. bis 5. Jahr jährlich 

mit Abfuhr des Mähgutes. Die Unterhaltungspflege umfasst eine höchstens 

einmal jährliche Mahd. Alle drei Jahre muss in der Unterhaltungspflege ei-

ne Mahd erfolgen. Der Termin zur Mahd muss zwingend nach dem 1. Sep-

tember eines Jahres liegen. Die Mahd hat 10 cm über der Geländeober-

kante mit einem Messerbalken zu erfolgen. Das Mähgut ist abzutranspor-

tieren. Eine Ablage des Mähgutes in den Randbereichen o.ä. ist nicht ge-

stattet. 

3. Die mit B gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft ist als bestehende und geschützte 

Feldhecke zu erhalten. 



S e i t e  | 21 

 

 

Bearbeitungsstand: September 2023        Bebauungsplan Nr. 14   
                                                                                                „Solarenergieprojekt Lohmen“ 

  Begründung                                                                                                                                        

Hinweise zum Artenschutz: 

Maßnahmen zur Vermeidung und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Um erhebliche artenschutzrechtliche Beeinträchtigungen zu umgehen sind ent-

sprechend Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie Ausgleichsmaß-

nahmen getroffen worden (V1 -V6).  

Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen sollen dazu führen, dass 

Projektwirkungen entweder vollständig unterbleiben oder so weit abgemildert 

werden, dass keine erhebliche Beeinträchtigung für die geschützte Art erfolgt.  

Eine detaillierte Aufschlüsselung der Ausgleichsmaßnahmen ist im Anhang, in-

nerhalb des Artenschutz Fachbeitrages vorzufinden (Punkt 4.1 Maßnahmen zur 

Vermeidung/Minimierung).  

 

6.4 Örtliche Bauvorschriften   

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvor-

schriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege 

tätig zu werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Abs. 

3 der Landesbauordnung M-V gegeben.  

Für den Planungsraum des vorliegenden Bebauungsplans ist in diesem Zusam-

menhang die Zulässigkeit von Einfriedungen festzusetzen. 

Der Geltungsbereich wird mit Einfriedungen inkl. Übersteigschutz gesichert. Da-

bei werden im Sinne des Biotopverbundes und zum Schutz von Kleinsäugern und 

anderen Tierarten Durchschlupfmöglichkeiten in den Einfriedungen mit 15-20 cm 

Höhe im Bodenbereich offengehalten.  

 

Folgende Festsetzungen wurden dazu getroffen:  

1. Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 3,0 m innerhalb des Sonderge-

bietes zulässig. In Einfriedungen sind Öffnungen von mindestens 10 x 20 

cm Größe in Bodennähe im Höchstabstand von 15 m einzurichten. 

 

6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine 

Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein 

gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. Der Um-

weltbericht ist der Begründung als Anhang beigefügt. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des 

Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. 
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Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen 

der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter 

nach § 2a BauGB untersucht. Aufgrund der Standortsituation und möglicher Um-

weltwirkungen des Vorhabens wird insbesondere für die Schutzgüter Mensch, 

Boden, Tiere/Pflanzen und Landschaft ein erhöhter Untersuchungsbedarf festge-

stellt. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 

die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage einschließ-

lich der erforderlichen Nebenanlagen. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewer-

tung des Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans 

einschließlich eines Zusatzkorridors von 100 m als Grenze des Untersuchungs-

raumes gewählt. Zusammenfassend wurden drei Konfliktschwerpunkte mit einem 

erhöhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flächen-

inanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind 

bezüglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und 

Tiere zu beurteilen.  

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere, 

Mensch und Landschaftsbild zu beurteilen. 

Weitere Konfliktschwerpunkte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-

warten.  

Im Rahmen der Umweltprüfung ist die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbots-

tatbestände erforderlich. Aufgrund der Vorprägung durch die intensive Landwirt-

schaft erfolgt diese Prüfung als worst-case-Analyse. 

Die bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkintensität ist für dieses Vorhaben 

insgesamt als gering einzuschätzen. Geplante Eingriffe beschränken sich auf ein 

unbedingt notwendiges Maß. Hochwertige Biotopstrukturen werden bewusst nicht 

überplant und als solche innerhalb der Planung festgesetzt. 

Die Betroffenheit streng oder besonders geschützter Arten im Bereich des ge-

planten Baufeldes ist auch aufgrund der intensiven Nutzung erwartungsgemäß 

sehr gering. Von einer Kartierung des im Planungsraum vorkommenden Artenbe-

standes wird unter Beachtung der Einflüsse der intensiven Landwirtschaft abge-

sehen.  

Von ihr wären keine neuen Erkenntnisse zu erwarten, da bereits allgemeine Er-

kenntnisse zu artspezifischen Verhaltensweisen und Habitatansprüchen vor dem 

Hintergrund der örtlichen Gegebenheiten sichere Rückschlüsse auf das Vorhan-

densein bzw. Fehlen bestimmter Arten zulassen.  

Das Vorkommen einer Art wird angenommen, wenn die Art im Raum verbreitet 

ist und sich dort geeignete Habitatstrukturen befinden (worst-case-Betrachtung). 
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Die Diskussion der Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen 

erfolgt in einem gesonderten Fachbeitrag. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt als Summe der beschrie-

benen und bewerteten Schutzgüter konnte für dieses Vorhaben im Rah-

men der Umweltprüfung nicht festgestellt werden. 

6.6 Verkehrskonzept 

Erschlossen wird der Geltungsbereich über die Gemeindestraße in Verlängerung 

zu der Gemeindestraße „Am Anger“ im Nordosten der Ortslage Lohmen. Diese 

schließt im Südwesten an den Planungsraum an. Die Erschließung innerhalb des 

Geltungsbereiches ist durch Freiflächen innerhalb der Baugrenze gewährleistet. 

Die Erschließung des Standortes ist damit gesichert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 4: Luftbild der vorhandenen Erschließung des Planungsraumes im Südwesten 
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7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-

chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzwei-

se zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 

gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

 

Blendwirkungen 

Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen und 

Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. Abend-

stunden auf. Der Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und Südwesten an-

grenzenden Flächen begrenzt.  

Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten gering 

und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr.1 

Die nächstgelegene Wohnnutzung befindet sich etwa 130 m östlich des Gel-

tungsbereichs im bewohnten Ortsteil Grünheide. Blendwirkungen lassen sich auf-

grund des Abstandes also ausschließen. 

Die Module sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung unabhängig davon so zu ge-

stalten, dass keine störenden Blendwirkungen hervorgerufen werden.  

 

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselrichter und Kühleinrich-

tungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichenden Schall-

schutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit einem Min-

destabstand von 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet.  

 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

 

 
1 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Stromkabel unterirdisch verlegt, so 

dass es nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt. Gleiches gilt für den 

Netzanschlusspunkt außerhalb des Planungsraumes. Ein Anschluss an das Was-

server- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforderlich. Darüber hinaus sind 

keine medialen Erschließungen erforderlich. 

 

8.2 Gewässer 

Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin innerhalb des Planungsraumes 

versickern. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürch-

ten, denn mit der Planung werden keine Stoffe freigesetzt, welche die Qualität 

von Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen können. Durch den ausblei-

benden Eintrag von Düngemitteln und Pestiziden ist mit einer Verbesserung die-

ser zu rechnen.  

Im Süden des Geltungsbereiches grenzen das Wasserschutzgebiet Lohmen III A 

und B an. Hier wird ebenfalls ein positiver Effekt durch den reduzierten Dünge- 

und Pestizideintrag erreicht. 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand 

keine Gewässer II. Ordnung oder Wasserschutzgebiete. 

Der Planungsraum beeinflusst vor allem den oberirdischen Zufluss der umliegen-

den Seen sehr. Anhand der durch die Höhenlinien ermittelten Wasserscheide 

lässt sich die Abflussrichtung des oberirdischen Wassers im Geltungsbereich er-

mitteln. Der in der Abbildung 2 orange markierte Sondergebiet wird durch die 

blau eingezeichnete Wasserscheide geteilt. Der westliche Bereich wird in Rich-

tung des Lohmener Sees entwässert. Der östliche Bereich fällt in Richtung des 

Grabens ab, wodurch das Oberflächenwasser hierhin abfließt. Der Graben mün-

det im Suckwitzer See, der mit dem Breeser See verbunden ist. Aus diesem 

Grund werden alle drei Seen durch den Planungsraum beeinflusst. Die Uferberei-

che der drei Seen stellen jeweils gesetzlich geschütze Biotope dar. Zudem stellt 

der Breesenitzer See mit seinem Zufluss zum Suckwitzer See ein gesetzlich ge-

schütztes Naturschutzgebiet dar. 

Hinweis: 

• Eine Beeinflussung des Gewässer 2. Ordnung G9644.086 durch Bebauung 

oder Querung ist nicht vorgesehen. Zur Gewährleistung der Unterhaltung von 

Gewässern ist gemäß §36 und §38, Absatz 1 WHG vom 01.03.2010 ein Ab-

stand von 5m beidseitig ab Gewässeroberkante bzw. Rohrscheitel von jegli-

cher Bebauung (Schaltkästen, Masten etc.) freizuhalten. 

Hinweis: 

An der östlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich 

die Landesgrundwassermessstelle 23380022 Lohmen Lagekoordinaten 
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(ETRS 89, 2.33): Rechtswert: 33308841, Hochwert: 5953127. Für diesen 

und andere Messpunkte gilt: 

Es ist sicherzustellen, dass im Umkreis von 2 m keinerlei Einwirkungen auf 

den Grund und Boden vorgenommen werden, welche die Anlage gefähr-

den, beschädigen oder in ihrer Funktion beeinträchtigen oder beeinflussen 

können. Ein Zugang zur Messstelle ist jederzeit zu gewährleisten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8.3 Boden 

Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen 

(Hausmüll, gewerbliche Abfälle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so 

sind diese Abfälle vom Abfallbesitzer bzw. vom Grundstückseigentümer 

einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Diese Abfälle dürfen nicht 

zur erneuten Bodenverfüllung genutzt werden. 

Soweit weiterhin im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfal-

len bzw. Bodenmaterial auf dem Grundstück auf- oder eingebracht werden 

soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen Vorsorge gegen das Entste-

hen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Die Forderungen der §§ 

10 bis 12 Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 

12.07.1999 (BGBl. | S.1554) sind zu beachten. Auf die Einhaltung der An-

forderungen der DIN 19731 (Ausgabe 5/98) wird besonders hingewiesen.  

Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädl iche Bodenverän-

derungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Verän-

Abbildung 5 ermittelte Wasserscheide im Geltungsbereich (GAIA MV 2021) 
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derung des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion her-

vorrufen können, vermieden werden. 

Zur Vermeidung von schädlichen Bodenveränderungen sowie um die 

Rechtsgrundlagen des Bodenschutzes zu gewährleisten, wird zur Errich-

tung der PV-Anlage eine Bodenkundliche Baubegleitung erforderlich (BBB). 

Diese ist von einer Sachverständigen Person durchzuführen, der Unteren 

Bodenschutzbehörde zu benennen und nachzuweisen. 

Zur Vermeidung von schädlichen Bodenveränderungen sowie um die 

Rechtsgrundlagen des Bodenschutzes zu gewährleisten, wird zur Errich-

tung der PV-Anlage eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) erforderlich. 

Diese ist von einer sachverständigen Person durchzuführen, der Unteren 

Bodenschutzbehörde zu benennen und nachzuweisen. 

 

Hinweis: 

Sollten bei Tiefbauarbeiten kontaminierte Bereiche im Sinne des Gefahr-

stoffrechts festgestellt werden, sind diese dem Landesamt für Gesundheit 

und Soziales (LAGuS), Abteilung Arbeitsschutz und technische Sicherheit, 

Regionalbereich Nord, Standort Rostock umgehend anzuzeigen (gemäß § 

18 Abs. 2 und 3 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) i.V.m. TRGS 524 - 

Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen). 

Hinweis: 

Sollten während der Bauarbeiten Kampfmittelbelastungen festgestellt wer-

den, dürfen weiterführende Arbeiten nur durch oder in Begleitung von 

fachkundigen Firmen, die im Besitz einer Erlaubnis nach §7 Sprengstoffge-

setz (SprengG) sind, durchgeführt werden, bzw. legt der Staatliche Muni-

tionsbergungsdienst MV (Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik 

der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-Yorck- Str. 6, 19061 

Schwerin) die weitere Vorgehensweise fest. 

 

8.4 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Tele-

kommunikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom. Eine Erschlie-

ßung der Telekommunikation ist nicht erforderlich. 

8.5 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von 

den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete 

Abfallentsorgung erfolgen kann.  

Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bauge-

schehens anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß 

den technischen Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

(LAGA) zugeführt wird.  
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8.6 Brandschutz 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot an den Zufahrtstoren vorgesehen. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, 

sind am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage ver-

antwortlichen Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dau-

erhaft und deutlich angebracht. 

Aufgrund der räumlichen Ausdehnung der PVA wird der örtlichen Feuer-

wehr ein Lageplan des Geländes zur Verfügung gestellt. Darin sind die 

maßgeblichen Anlagenkomponenten von den Modulen über Leitungsfüh-

rungen zu Wechselrichtern und Transformatoren bis zur Übergabestelle 

des zuständigen Energieversorgungsunternehmens enthalten. Relativ ge-

fährdete Komponenten von PVA sind Wechselrichter und Transformatoren. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von 

ihnen nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. Über die Wege 

zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Modultische unterei-

nander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung 

entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlich-

keiten und die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation und In-

betriebnahme der PVA sowie regelmäßige Wartung minimiert.  

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des 

Deutschen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die 

VDE 0132 "Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich 

elektrischer Anlagen" zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Si-

cherheitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen. Demnach 

sind PVA bedenkenlos zu löschen, wenn die erforderlichen Sicherheitsab-

stände eingehalten werden.  

Bei einer Photovoltaikanlage handelt es sich um eine bauliche Anlage im 

weitesten Sinne mit einer geringen Brandlast. Dennoch soll ein Grund-

schutz an Löschwasser von 30 m3/h über 2 Stunden vorgehalten werden.  

Damit das Plangebiet im Falle eines Brandes erschlossen werden kann, 

wird ein detailliertes Brandkonzept auf die nächste Planungsebene abge-

schichtet und im Rahmen des Bauantrages eingereicht. Geplant ist eine 

Erschließung des eingezäunten Bereiches, die über drei verschiedene Tore 

ermöglicht wird. Diese befinden sich im Süden des Planungsraumes, zwei 

westlich der Agri-PV Fläche, die übrige im Süden der Photovoltaik Freiflä-

chenanlagen.  

Die Agri-PV Anlagenfläche wird von dem Erschließungsweg vollständig um-

rundet. Anknüpfend an die Freiflächen Photovoltaikanlage verläuft der Weg 
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von Süden bis Nordosten der Länge nach inmitten der Anlage und endet in 

einem Wendekreisel. 

So dienen diese Revisionswege gleichermaßen Wartungsfahrzeugen, als 

auch der Feuerwehr im Brandfall. 

Die Revisionswege, Löschwasserbehälter sowie Hydranten sind im Bebau-

ungsplan als Darstellungen ohne Normcharakter verzeichnet. Dementspre-

chend können Einzelheiten dieser Planungselemente in weiteren Planungs-

verlauf noch angepasst werden. 
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9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denkmal im 

Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern einge-

tragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der Planung keine Boden-

denkmale oder Verdachtsflächen bekannt.  

Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen 

entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denk-

malschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und die Fundstelle bis 

zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur 

und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht 

besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer sowie 

zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftli-

cher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde 

kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte 

Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG 

M-V). 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Flächenbilanz: 

Geltungsbereich:           500.002 m² 

Sondergebiet Agri-PV:          29.012 m² 

Sondergebiet EBS:               322.410 m²  

Wald:                            28.467 m² 

Verkehrsfläche:                     2.571 m² 

Extensive Mähwiese (A):  113.723 m² 

Feldhecke Bestand (B):  3.810 m² 

    

Zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird zunächst aus der Anlage 3 die Wertstufe 

ermittelt. Die Wertstufe für „Sandacker“ (ACS) ist 0. Der durchschnittliche Bio-

topwert berechnet sich aus 1 abzüglich des Versiegelungsgrades des derzeitigen 

Biotoptyps.  

Biotopwert ACS:  1 – 0 (Versiegelungsgrad) = 1 

 

Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen beträgt mehr als 100 m, aber weniger 

als 625 m. Entsprechend wurde ein Lagefaktor von 1,00 gewählt.  

 

Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenaquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 

Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktions-

verlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der 

vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps 

und dem Lagefaktor. 

 

Biotoptyp 

 

Fläche des 

beein-

trächtigten 

Biotops in 

m² 

Biotop-

wert 

Lage-

faktor 

EFÄ m² = Fläche * Bio-

topwert * Lagefaktor 

 

Eingriffsflächen-

äquivalent       

[m² EFÄ] 

12.1.1 - 

Sand-

acker 

353.993 1 1,00 353.993 * 1 * 1,00 353.993 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 353.993 
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Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Bau-

grenze sind für die geplante befristete Zwischennutzung generell nicht zu erwar-

ten. Der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine Immissionen, 

die eine Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten lässt. 

 

Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Es ist biotopunabhängig die teilversiegelte Fläche in m² zu ermitteln und mit ei-

nem Zuschlag von 0,2 zu berücksichtigen. Die Verkehrsfläche innerhalb des Gel-

tungsbereiches beträgt 2.571 m². 

Für Trafostationen und die anzulegende Erschließung innerhalb des Geltungsbe-

reiches werden Vollversiegelungen im Umfang von bis zu 600 m² eingeplant. Der 

Zuschlag für Vollversiegelung beträgt 0,5. 

 

Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Flä-

che 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

EFÄ= Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Fläche * 

Zuschlag 

Eingriffsflä-

chenäquiva-

lente EFÄ 

2.571 m² 0,2 EFÄ = 2.571 * 0,2 514,2 

600 m² 0,5 EFÄ = 600 * 0,5 300,0 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 814,2 

 

Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

 

m² EFÄ für Biotop-

beseitigung 
+ 

m² EFÄ für Funkti-

onsbeeinträchtigung 
+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung bzw. 

Überbauung 

Multifunktio-

naler Kom-

pensationsbe-

darf [m² EFÄ] 

353.993 0 814,20 354.807,2 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs m² EFÄ: 354.807,2 
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Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage auf Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

 

Beschreibung: Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten 

Flächen werden der Selbstbegrünung überlassen 

 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o Frühster Mahdtermin 15. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgesehen 

werden mit einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor dem 15. 

Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der Bau-

leitplanung bzw. der Vorhabengenehmigung 

 

Wert der Zwischenmodulflächen: 

SO EBS  Zwischenmodulflächen GRZ 0,3 (30%) →  0,5 

  Überschirmten Flächen GRZ 0,7  (70%) → 0,2 

 

kompensations-

mindernde Maß-

nahme 

Fläche 

in m² 
Wertstufe 

Fläche * Wert d. 

kompensationsmin-

dernden Maßnahme = 

m² FÄ 

Flächenäquivalent d. 

kompens. mindern-

den Maßnahme    

[m² FÄ] 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen (überschirm-

te Fläche) 

245.996 0,2 245.996 * 0,2 49.199 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen (Zwischen-

modulflächen) 

105.427 0,5 105.427 * 0,5 52.713 

Umfang als Flächenäquivalent für die                              

kompensationsmindernde Maßnahme: 
101.372 

Der Gesamtumfang der der Flächenäquivalente für die kompensationsmindernde 

Maßnahme ergibt 101.372 m². 
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Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen korri-

gierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt: 

 

Multifunktionaler        

Kompensationsbedarf 

(m² EFÄ) 

- Flächenäquivalent d.                   

kompensationsmindernden          

Maßnahme (m² EFÄ) 

Korrigierter multifunktionaler 

Kompensationsbedarf         

[m² EFÄ] 

354.807,2 101.372 253.435,2 

Korrigierter multifunktionaler Kompensationsbedarf: 253.435,2 

 

Zu 4. Kompensation des Eingriffes 

Flächenbilanz:  Ackerland 113.723 m² 

 

Maßnahme 2.33: Umwandlung von Acker in Brachfläche mit Nutzungsoption als 

Mähwiese  

 

Beschreibung: Umwandlung von Ackerflächen durch spontane Begrünung in 

eine Brachfläche mit Nutzungsoption: 

Umwandlung von Ackerflächen in Dauergrünland als einschü-

rige Mähwiese oder einer Mahd in einem zwei- bis dreijähri-

gem Rhythmus 

 

Anforderungen: 

o Fläche vorher mindestens 5 Jahre als Acker genutzt 

o Bodenwertzahl von maximal 27 Bodenpunkten 

o Spontane Begrünung (keine Einsaat) 

o Mindestbreite 10 Meter 

o Mindestgröße der Fläche 2.000 m² 

 

Nutzungsoption:  Auf der Fläche besteht ausschließlich die Möglichkeit einer 

einschürigen Mahd unter Beachtung der folgenden Vorgaben: 

o Mahd nicht vor dem 1. September mit Abfuhr des Mähgutes 

o je nach Standort höchstens einmal jährlich aber mind. alle 3 

Jahre 

o Mahdhöhe 10 cm über Geländeoberkante, Mahd mit Messer-

balken 
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Jegliche weiteren Arbeiten und Maßnahmen auf der Fläche wie Düngung, Einsatz 

von PSM, Einsaaten, Umbruch, Bodenbearbeitung, Melioration u.ä. sind ausge-

schlossen. Erfolgt eine Unterlassung der Mahd über einen Zeitraum von mehr als 

3 Jahren sind die betroffenen Flächen dauerhaft der ungestörten natürlichen 

Entwicklung (freie Sukzession) zu überlassen. 

Kompensationswert: 2,0  

 

Fläche der Maßnahme 

[m²] 

x Kompensationswert der         

Maßnahme 

Kompensationsflächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

113.723 2,0 227.446 

Kompensationsflächenäquivalent 227.446 

 

Zu 5. Gesamtbilanzierung 

Der korrigierte multifunktionale Kompensationsbedarf (Punkt 2.7) beträgt 

253.435,2 m² EFÄ. Die naturschutzfachliche Aufwertung (Kompensationswert) 

der geplanten Maßnahmen beträgt 227.446 m² KFÄ.  

Es verbleibt ein Kompensationserfordernis von 25.990 KFÄ. Dieser muss 

durch zusätzliche Kompensationsmaßnahmen gedeckt werden. 

Der multifunktionale Kompensationsbedarf im Umfang von 25.990 Flächenäqui-

valenten wird durch die zertifizierte Ökokontomaßnahme „Rothener Tannen“ 

(Reg. Nr. LUP 044) innerhalb der betroffenen Landschaftszone „4 - Höhenrücken 

Mecklenburgische Seenplatte“ vollständig kompensiert.  

Der Eingriff wird vollständig kompensiert. 


